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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
- Drucksache 13/3138 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des Gesetzes über den Abbau 
von Salzen im Grenzgebiet an der Werra 

A. Problem 

Anpassung der rechtlichen Rahmenbedingungen des grenzüber-
schreitenden Abbaus von Salzen im hessisch-thüringischen 
Grenzgebiet an der Werra an die veränderten Verhältnisse. 

B. Lösung 

Aufhebung des Gesetzes über den Abbau von Salzen im Grenz-
gebiet an der Werra vom 3. Dezember 1984. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aufhebung des 
Gesetzes nicht mit zusätzlichen Kosten belastet. Auswirkungen 
auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das Verbrau-
cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten, da die Aufhebung des 
Gesetzes lediglich Fragen der anwendbaren landesrechtlichen 
Vorschriften, insbesondere sicherheitsmäßiger Art, in den grenz-
überschreitenden Abbaugebieten betrifft. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf - Drucksache 13/3138 - unverändert anzu-
nehmen. 

Bonn, den 6. Dezember 1995 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Friedhelm Ost 
Vorsitzender 

Rolf Kutzmutz 

Berichterstatter 

 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/3239 

Bericht des Abgeordneten Rolf Kutzmutz 

I.  

Der Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. wurde in der 74. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 30. November 1995 zur federführen-
den Beratung an den Ausschuß für Wirtschaft über-
wiesen. 

II.  

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, die rechtlichen Rah-
menbedingungen für den grenzüberschreitenden 
Kaliabbau in einem ca. 30 km langen Streifen im 
Kalirevier an der Grenze zur ehemaligen DDR den 
mit der deutschen Einheit veränderten Verhältnissen 
anzupassen. 

Das Gesetz über den Abbau von Salzen im Grenzge-
biet ,an der Werra vom 3. Dezember 1984 hatte die 
rechtlichen Rahmenbedingungen für den grenzüber-
schreitenden Kaliabbau in einem ca. 30 km langen 
Streifen im Kalirevier an der Grenze zur ehemaligen 
DDR geschaffen, um die betrieblichen Bereiche der 
Bergwerke im Werragebiet den geologischen Gege-
benheiten sinnvoll anzupassen. Bei den Verhand-
lungen zum Einigungsvertrag hatten sich die Ver-
tragspartner nach Abstimmung mit dem Land Hes-
sen und dem Bergbau darauf verständigt, das Gesetz 
mit gewissen Modifikationen beizubehalten, um den 
rechtlichen Rahmen für die nahtlose Fortführung 
des grenzüberschreitenden Abbaus insbesondere im 
Hinblick auf die untertägige „Mitnahme" der landes-
rechtlichen Sicherheitsvorschriften und der Zustän-
digkeit der Aufsichtsbehörden sowie die Einhaltung 

der Sicherheitspfeiler durch die benachbarten unter-
schiedlichen Bergbauunternehmen weiter sicherzu-
stellen. 

Durch die seit Herstellung der Einheit erfolgte tat-
sächliche Entwicklung im Bereich des deutschen Ka-
libergbaus, insbesondere die grundlegende Ände-
rung der Eigentumsverhältnisse im Kalibergbau im 
Werrarevier durch den Zusammenschluß der Kali-
und Steinsalzbetriebe, zu einem Gemeinschaftsunter-
nehmen, hat sich ergeben, daß das ursprünglich in 
seiner abgeänderten Form als Übergangslösung 
sinnvolle Gesetz überholt ist und eine inhaltliche 
Neugestaltung der rechtlichen Rahmenbedingungen 
des grenzüberschreitenden Kaliabbaus auf bilatera-
ler hessisch-thüringischer Ebene dringend angezeigt 
ist. Da der grenzüberschreitende Abbau entschei-
denden Einfluß auf die Wirtschaftlichkeit des Berg-
baus an der Werra und die Erhaltung von Arbeits-
plätzen auf hessischer und thüringischer Seite hat, 
soll das nicht mehr zeitgemäße Gesetz aufgehoben 
werden, um so den Weg für eine sachgerechte bilate-
rale Regelung freizumachen. 

III.  

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Gesetzentwurf 
in seiner 21. Sitzung am 6. Dezember 1995 beraten. 

Er beschloß einstimmig, dem Deutschen Bundestag 
die Annahme des Gesetzentwurfs zu empfehlen. 

Der Beschluß wurde in Abwesenheit der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei Enthaltung der 
Gruppe der PDS gefaßt. 

Bonn, den 6. Dezember 1995 

Rolf Kutzmutz 

Berichterstatter 




